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BUNDESSOZIALGERICHT 

Beschluss 

in dem Rechtsstreit 

 

 

 

Az: B 5 R 298/15 B 
 
L 13 R 3007/14 (LSG Baden-Württemberg) 
S 13 R 1619/12 (SG Ulm) 
 
 
 
…………………………………, 
 
 
 Kläger und Beschwerdeführer, 
 
Prozessbevollmächtigte: …………………………………., 
  
 
 

g e g e n 
 
 
Deutsche Rentenversicherung Baden-Württemberg, 
Adalbert-Stifter-Straße 105, 70437 Stuttgart, 
 
 Beklagte und Beschwerdegegnerin. 
 

 

 

Der 5. Senat des Bundessozialgerichts hat am 16. Dezember 2015 durch den 

Vorsitzenden Richter   Dr.  B e r c h t o l d    sowie die Richter   Dr.  K o l o c z e k  

und   K a r m a n s k i  

beschlossen: 

 

Die Beschwerde des Klägers gegen die Nichtzulassung der Revision im 

Beschluss des Landessozialgerichts Baden-Württemberg vom 22. Juli 2015 

wird als unzulässig verworfen. 

 

Die Beteiligten haben einander für das Beschwerdeverfahren keine Kosten zu 

erstatten. 
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G r ü n d e : 

 

Mit Beschluss vom 22.7.2015 hat das LSG Baden-Württemberg einen Anspruch des Klägers auf 

Rente wegen Erwerbsminderung abgelehnt. 

 

Gegen die Nichtzulassung der Revision in dieser Entscheidung hat der Kläger Beschwerde zum 

BSG eingelegt. Er beruft sich auf einen Verfahrensfehler. 

 

Die Nichtzulassungsbeschwerde ist unzulässig, weil sie nicht formgerecht begründet ist. 

 

Die Revision ist nur zuzulassen, wenn 

- die Rechtssache grundsätzliche Bedeutung hat (§ 160 Abs 2 Nr 1 SGG), 

- das Urteil von einer Entscheidung des BSG, des GmSOGB oder des BVerfG abweicht und 

auf dieser Abweichung beruht (aaO Nr 2) oder 

- ein Verfahrensmangel geltend gemacht wird, auf dem die angefochtene Entscheidung beru-

hen kann (aaO Nr 3). 

 

Derartige Gründe werden in der Beschwerdebegründung nicht nach Maßgabe der Erfordernisse 

des § 160a Abs 2 S 3 SGG dargetan. Die Beschwerde ist daher gemäß § 160a Abs 4 S 1 iVm 

§ 169 SGG zu verwerfen. 

 

Wird eine Nichtzulassungsbeschwerde darauf gestützt, dass ein Verfahrensmangel vorliege, auf 

dem die angefochtene Entscheidung beruhen könne (§ 160 Abs 2 Nr 3 Halbs 1 SGG), so 

müssen bei der Bezeichnung des Verfahrensmangels (§ 160a Abs 2 S 3 SGG) zunächst die den 

Verfahrensmangel (vermeintlich) begründenden Tatsachen substantiiert dargetan werden. 

Darüber hinaus ist die Darlegung erforderlich, dass und warum die Entscheidung des LSG aus-

gehend von dessen materieller Rechtsansicht auf dem Mangel beruhen kann, also die Möglich-

keit einer Beeinflussung der Entscheidung besteht. Gemäß § 160 Abs 2 Nr 3 Halbs 2 SGG kann 

der geltend gemachte Verfahrensmangel nicht auf eine Verletzung der §§ 109 und 128 Abs 1 

S 1 SGG und auf eine Verletzung des § 103 SGG nur gestützt werden, wenn er sich auf einen 

Beweisantrag bezieht, dem das LSG ohne hinreichende Begründung nicht gefolgt ist. 

 

Wird - wie vorliegend - ein Verstoß gegen die tatrichterliche Sachaufklärungspflicht (§ 103 SGG) 

gerügt, muss die Beschwerdebegründung hierzu jeweils folgende Punkte enthalten: (1) Bezeich-

nung eines für das Revisionsgericht ohne Weiteres auffindbaren Beweisantrags, dem das LSG 

nicht gefolgt ist, (2) Wiedergabe der Rechtsauffassung des LSG, auf Grund derer bestimmte 

Tatfragen als klärungsbedürftig hätten erscheinen müssen, (3) Darlegung der von dem betref-

fenden Beweisantrag berührten Tatumstände, die zu weiterer Sachaufklärung Anlass gegeben 

hätten, (4) Angabe des voraussichtlichen Ergebnisses der unterbliebenen Beweisaufnahme und 

(5) Schilderung, dass und warum die Entscheidung des LSG auf der angeblich fehlerhaft unter-

1 

2 

3 

4 

5 

6 

7 

JLaw – Gesetze und Urteile
(mobile App)

JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


- 3 - 

 

 

  

- 4 - 

lassenen Beweisaufnahme beruhen kann, das LSG mithin bei Kenntnis des behaupteten Ergeb-

nisses der unterlassenen Beweisaufnahme von seinem Rechtsstandpunkt aus zu einem ande-

ren, dem Beschwerdeführer günstigeren Ergebnis hätte gelangen können (BSG SozR 4-1500 

§ 160a Nr 3 RdNr 5 mwN). 

 

Der Kläger trägt vor, er habe beantragt, die behandelnden Ärzte Dr. W.            und Dr. K.        als 

sachverständige Zeugen anzuhören. Wegen Verschlimmerung des Anfallsleidens hätte im 

Wege der Amtsermittlungspflicht neben Dr. W.           auch Frau Dr. S.         von der Bundes-

agentur für Arbeit sowie die Ärzte des Klinikums H.                vernommen werden müssen. Hier-

auf basierend hätte das LSG dann ein weiteres Sachverständigengutachten über den - seinen - 

aktuellen Gesundheitszustand einholen müssen. 

 

Damit hat der Kläger nicht dargetan, einen prozessordnungsgemäßen Beweisantrag gestellt zu 

haben. Zur Darlegung eines prozessordnungsgemäßen Beweisantrags muss nicht nur die Stel-

lung des Antrags, sondern auch aufgezeigt werden, über welche im Einzelnen bezeichneten 

Punkte Beweis erhoben werden sollte. Denn Merkmal eines Beweisantrags ist eine bestimmte 

Tatsachenbehauptung und die Angabe des Beweismittels für diese Tatsache (BSG SozR 

4-1500 § 160a Nr 3 RdNr 6 mwN). Der Kläger hat weiter nicht dargelegt, einen Beweisantrag bis 

zuletzt aufrechterhalten zu haben. Ein Beweisantrag hat im sozialgerichtlichen Verfahren Warn-

funktion und soll der Tatsacheninstanz unmittelbar vor der Entscheidung vor Augen führen, dass 

die gerichtliche Aufklärungspflicht von einem Beteiligten noch nicht als erfüllt angesehen wird. 

Wird ein Beweisantrag in einem vorbereitenden Schriftsatz gestellt, so ist er dann nicht iS des 

§ 160 Abs 2 Nr 3 Halbs 2 SGG übergangen worden, wenn den näheren Umständen zu entneh-

men ist, dass er in der maßgebenden mündlichen Verhandlung nicht weiter verfolgt wurde. Dies 

ist bei rechtskundig vertretenen Beteiligten regelmäßig anzunehmen, wenn in der letzten mündli-

chen Verhandlung nur noch ein Sachantrag gestellt und der Beweisantrag nicht wenigstens 

hilfsweise wiederholt wird (BSG SozR 3-1500 § 160 Nr 35 S 73 mwN). Wird im Beschlussver-

fahren (§ 153 Abs 4 S 1 SGG) ohne mündliche Verhandlung entschieden, ist ein zuvor gestellter 

Antrag dann nicht mehr aufrechterhalten, wenn er nach Erhalt der Anhörungsmitteilung (§ 153 

Abs 4 S 2 SGG) nicht wiederholt wird (stRspr, vgl BSG SozR 3-1500 § 160 Nr 31 S 52; SozR 

4-1500 § 160 Nr 11 RdNr 7). Hierzu hat der Kläger nichts vorgetragen. 

 

Schließlich hat der Kläger auch nicht ausreichend dargelegt, das LSG habe Hinweispflichten aus 

§ 106 Abs 1, § 112 Abs 2 S 2 SGG verletzt. Denn die Tatsachengerichte sind nicht verpflichtet, 

auf die Stellung von Beweisanträgen hinzuwirken (vgl BSG SozR 1500 § 160 Nr 13) oder im 

Rahmen von Beweisanträgen sonstige Formulierungshilfen zu geben (Berchtold in Berchtold/ 

Richter, Prozesse in Sozialsachen, 2009, § 7 RdNr 132). Hält das Tatsachengericht eine Be-

weisaufnahme für notwendig, so hat es keinen entsprechenden Beweisantrag herbeizuführen, 

sondern den Beweis von Amts wegen auch ohne Antrag zu erheben. Lehnt es die Beweiserhe-

bung dagegen ab, so muss es nicht kompensatorisch auf einen Beweisantrag hinwirken und 
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damit helfen, eine Nichtzulassungsbeschwerde vorzubereiten (vgl BSG SozR 1500 § 160 Nr 13; 

Becker, SGb 2007, 328, 331; Berchtold, aaO, § 7 RdNr 132; Krasney/Udsching, Handbuch des 

sozialgerichtlichen Verfahrens, 6. Aufl 2011, Kap IX RdNr 132). Vertraut der Kläger darauf, dass 

das Gericht den Sachverhalt von Amts wegen erforscht und unterlässt deshalb - prozessord-

nungskonforme - Beweisanträge, so kann er später im Verfahren der Nichtzulassungsbeschwer-

de nicht geltend machen, das LSG habe nicht gesetzesgemäß gehandelt (vgl Krasney/ 

Udsching, aaO, Kap IX RdNr 127). 

 

Von einer weiteren Begründung wird abgesehen, weil sie nicht geeignet wäre, zur Klärung der 

Voraussetzungen der Revisionszulassung beizutragen (§ 160a Abs 4 S 2 Halbs 2 SGG). 

 

Die Kostenentscheidung beruht auf der entsprechenden Anwendung des § 193 SGG. 
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